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In der Ausgabe 1/2025 des Zahnärzteblattes ha-
ben wir bereits über das Wirtschaftlichkeitsge-
bot im Allgemeinen, über Dokumentations- und 
Mitwirkungspflichten sowie über den Werdegang 
eines Wirtschaftlichkeitsprüfverfahrens berichtet. 

Das folgende Schema gibt Ihnen den Werdegang noch-
mals in Kurzform wider:

In dieser Ausgabe möchten wir nun einige der häufig 
beanstandeten Gebührenpositionen unter dem Blick-
winkel einer wirtschaftlichen Leistungserbringung für 
Sie beleuchten.

BEMA-Nr. Ä1 (Beratung eines Kranken)
Regelmäßige erreichen die Prüfungsstelle Prüfanträge 
des Auswahlgremiums, die damit begründet werden, 
dass der Ansatz der Geb.-Nr. Ä1 als alleinige Leistung 
zu Beginn und/oder zum Ende des Quartals auffällig 
und somit prüfwürdig sei. Die Prüfungsstelle hält zu-
nächst einmal fest, dass die Geb.-Nr. Ä1 als alleinige 
Leistung immer abrechnungsfähig ist. Die Berechnung 
der Nr. Ä1 setzt selbstverständlich voraus, dass eine 
Beratung durch den Arzt auch tatsächlich stattge-
funden hat. Dies ist zwar im Zusammenhang mit den 
meisten Behandlungsmaßnahmen zweifelsfrei gege-
ben, dennoch sollte der Inhalt der Beratung kurz do-
kumentiert werden. Im Regelfall steht die eingehen-
de Untersuchung (Geb.-Nr. 01) zur Feststellung von 
Zahn-, Mund- und Kieferkrankheiten am Beginn einer 
zahnärztlichen Behandlung, die auch Maßnahmen der 
Nr. Ä1 einschließt, wie z. B. Beratungen des Patienten 
für vorgesehene Maßnahmen im Bereich der Prothe-
tik, Parodontologie, zu konservierenden und chirurgi-
schen Leistungen etc. In Ausnahmesituationen kann 
ein Aufschub gerechtfertigt sein und die Geb.-Nr. Ä1 
zu Beginn eines Behandlungsfalles zur Abrechnung 
kommen (z. B. bei Schmerzpatienten; aufgrund der 
starken Schmerzen ist eine Untersuchung unzumut-
bar; Notfallbehandlung). Schiebt der Zahnarzt die ein-
gehende Untersuchung ohne anzuerkennenden Grund 
auf, verursacht er der Krankenkasse durch diese zu-
sätzliche Beratungsleistung unnötige und vermeidbare 
Kosten. Die Notwendigkeit eines Aufschubes der ein-
gehenden Untersuchung (Geb.-Nr. 01) ist gegenüber 
der Prüfungsstelle darzulegen. Keinesfalls ist es statt-
haft die Geb.-Nr. Ä1 regelmäßig als Einstiegsgebühr 
in Ansatz zu bringen; gleiches gilt für den Abschluss 
einer Behandlung – vgl. hierzu Abrechnungsbestim-
mung Nr. 5 zur BEMA-Nr. Ä1: Eine Leistung nach Nr. 
Ä1 zum Zwecke des Abschlusses einer zahnärztlichen 
Behandlung ist keine abrechnungsfähige Leistung.  Die 
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Prüfungsstelle hält abschließend fest, dass ihr bewusst 
ist, dass das Gespräch Zahnarzt-Patient für ein ent-
sprechendes Vertrauensverhältnis unerlässlich ist. Die 
Aufklärung des Patienten ist ein wesentliches Thema 
in der zahnärztlichen Praxis, denn der Zahnarzt hat lt. 
Patientenrechtegesetz den Beweis zu erbringen, dass 
er aufgeklärt hat, in welchem Umfang er aufgeklärt hat 
und dass er richtig aufgeklärt hat. Trotzdem muss auch 
hier das Prinzip der Wirtschaftlichkeit eingehalten wer-
den. Mehrfache Beratungsgespräche insbesondere mit 
demselben Inhalt sind nicht mehrfach mit Geb.-Pos. Ä1 
abrechenbar (Geb.-Pos. Ä1 ist demnach nicht mehrfach 
pro Krankheitsfall abrechenbar). Die Tatsache, dass 
sich ein Krankheitsfall über mehrere Abrechnungszeit-
räume erstreckt (z. B. Wurzelbehandlung), berechtigt 
nicht, in jedem neuen Abrechnungszeitraum die BE-
MA-Nr. Ä1 abzurechnen.

BEMA-Nr. Ä935d (Orthopantomogramm)
Röntgenuntersuchungen dürfen nur durchgeführt wer-
den, wenn dies aus zahnärztlicher Indikation geboten 
ist. Die Röntgenuntersuchung gehört nur dann zur ver-
tragszahnärztlichen Versorgung, wenn die klinische 
Untersuchung für die Diagnose nicht ausreicht oder 
bestimmte Behandlungsschritte dies erfordern. Vor 
Röntgenuntersuchungen ist stets abzuwägen, ob ihr 
gesundheitlicher Nutzen das Strahlenrisiko überwiegt. 
Die Strahlenexposition ist auf das notwendige Maß zu 
beschränken. Bei neuen Patienten oder bei Überwei-
sungen sollen nach Möglichkeit diejenigen Röntgen-
aufnahmen angefordert werden, die vom zuvor be-
handelnden Zahnarzt im zeitlichen Zusammenhang 
angefertigt worden sind. Diese Röntgenaufnahmen 
sollen vom nachbehandelnden Zahnarzt in dessen Di-
agnose und Therapie einbezogen werden, um sowohl 
die Strahlenbelastung für den Patienten gering zu hal-
ten, als auch die Behandlungsweise wirtschaftlich zu 
gestalten, denn eine gewohnheitsmäßige Anfertigung 
eines OPG für jeden Neupatienten ist unter dem Ge-
sichtspunkt des Wirtschaftlichkeitsgebotes nicht ver-
tretbar. Die Anfertigung und Abrechnung eines OPG im 
Rahmen von Endobehandlungen wertet die Prüfungs-
stelle ebenso als unwirtschaftlich, da hier im Regelfall 
Einzelaufnahmen ausreichend sind. Die OPG-Erstellun-
gen auf Basis von Überweisungen für andere Zahnärz-
te und Internisten sind Dienstleistungen, die mit der 
eigenen Behandlungstätigkeit nichts zu tun haben und 
somit auch nicht so abgerechnet werden sollten. Die 
Praxis sollte diese Dienstleistungen (mit oder ohne Be-
fundung) mit den jeweiligen Kollegen privat abrechnen, 
so dass der Überweisende das erhaltene OPG abrech-

net und somit auch das Risiko des Wirtschaftlichkeits-
nachweises trägt. 

BEMA-Nr. 8 (Sensibilitätsprüfung der Zähne)
Die Vitalitätsprüfung ist ein wesentlicher Bestand-
teil der zahnärztlichen Diagnostik. Unter dem Aspekt 
der Sorgfaltspflicht ist die Leistungserbringung nach 
Gebührenposition 8 verständlich, jedoch muss auch 
hier das Prinzip der Wirtschaftlichkeit beachtet wer-
den. Eine generelle Prüfung der Sensibilität gehört nur 
dann zur kassenzahnärztlichen Versorgung, wenn eine 
Diagnose anderenfalls unmöglich ist. Sie sollte daher 
nur in Zweifelsfällen zur Sicherung der Diagnose ange-
wandt werden. Die Vitalitätsprüfung kann pro Sitzung 
nur einmal abgerechnet werden, und zwar unabhängig 
von der Anzahl der getesteten Zähne und auch unab-
hängig vom angewandten Verfahren (thermisch oder 
elektrisch). Ein mehrmaliger Ansatz, teilweise in sehr 
kurzen Zeitabständen lässt auf eine nicht zwingende, 
unabdingbare Leistungsausweitung schließen und ent-
spricht daher nicht dem Gebot der Wirtschaftlichkeit. 
Bei einer rationellen und wirtschaftlichen Behand-
lungsweise sollte die notwendige Prüfung möglichst al-
ler Zähne in einer Sitzung vorgenommen werden. Hier 
liegt die Betonung auf „wenn möglich“, denn in Verbin-
dung mit bestimmten Behandlungsmaßnahmen – hier 
sind vor allem die indirekte und direkte Überkappung 
sowie die Vitalamputation zu nennen – ist die Vitali-
tätsprüfung durchaus in zeitlichem Abstand mehrfach 
sinnvoll und dann natürlich auch dementsprechend öf-
ter abrechenbar. Zudem verlangt die ZE-Richtlinien C. 
11 c, dass zu überkronende Zähne auf ihre Sensibilität 
zu überprüfen sind. 

BEMA-Nr. 10 (überempfindliche Zähne)
Für die Behandlung überempfindlicher Zahnflächen 
sieht der BEMA zwar keine Einschränkung hinsichtlich 
der Anzahl der Sitzungen vor, selbstverständlich gilt 
auch hier, wie in der gesamten vertragszahnärztlichen 
Versorgung, der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit. In-
nerhalb einer Sitzung sind alle vorhandenen überemp-
findlichen Zahnflächen zu behandeln. Keineswegs ist 
es zulässig, z. B. in einer Sitzung entsprechende Zahn-
flächen in einem und dann in der nächsten Sitzung im 
anderen Kiefer zu behandeln oder die Behandlung nach 
Seiten zu trennen, um aus diesem Grund die BEMA-
Nr. 10 mehrfach abrechnen zu können. Müssen jedoch 
dieselben Zahnflächen im zeitlichen Abstand wegen 
bestehender Überempfindlichkeit wiederholt behan-
delt werden, kann die BEMA-Nr. 10 selbstverständlich 
mehrfach abgerechnet werden. Es entspricht jedoch 
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nicht dem Gebot der Wirtschaftlichkeit, Leistungen der 
Geb.-Nr. 10 regelmäßig/routinemäßig während oder 
nach der Füllungs- bzw. Präparationssitzung abzurech-
nen. Routinemäßige Ansätze, z. B. nach Füllungslegung 
oder ZE-Präparationen, weisen einen prophylaktischen 
Charakter auf. Prophylaktische Maßnahmen sind keine 
Leistungen im Sinne der Geb.-Nr. 10. Auch das Touchie-
ren und Imprägnieren präparierter Zahnstümpfe ge-
hört zum Leistungsinhalt der Präparation und ist nicht 
nach der Gebührennummer 10 abrechenbar. Gleiches 
gilt für die Versorgung einer Dentin-Wunde unmittel-
bar nach der Präparation von Kronen oder Brücken-
ankern; sie ist mit der jeweiligen Gebühr für die Krone 
etc. selbst abgegolten. Die Gebührennummer 10 kann 
in diesen Fällen nicht zusätzlich abgerechnet werden. 
Es sei denn, es handelt sich um eine dauerhafte Über-
empfindlichkeit. Diese können dann auch wiederholt 
behandelt werden, um z.B. irreversible Schädigungen 
der Nerven zu verhindern und endodontischen Maß-
nahmen vorzubeugen. Unter Beachtung des Grundsat-
zes der Wirtschaftlichkeit kann es auch geboten sein, 
den Patienten nach Verordnung entsprechender Medi-
kamente zur häuslichen Eigenbehandlung anzuhalten, 
zumal immer mehr Patienten sich der Notwendigkeit 
ihrer aktiven Beteiligung zur Erhaltung der eigenen 
Mundgesundheit bewusst sind. Auch sind sie bereit, die 
dazu erforderliche häusliche Mundhygiene auf hohem 
Niveau zu erbringen. Die Behandlung überempfindli-
cher Zahnflächen kann auch zusammen mit Einschleif-
maßnahmen (= Geb.-Nr. 106) ausgeführt werden, ein 
routinemäßiger/prophylaktischer Ansatz ist jedoch 
nicht wirtschaftlich. Ebenso entspricht es nicht dem 
Gebot der Wirtschaftlichkeit, Leistungen nach der 
Gebührennummer 10 regelmäßig in Verbindung mit 
Zahnsteinentfernungen (Geb.-Nr. 107) in Ansatz zu 
bringen. Bei einer vorliegenden Überempfindlichkeit 
ist die Nebeneinanderberechnung der Leistungen der 
Gebührennummern 10 und 107 möglich, doch der re-
gelmäßige Ansatz beider Nrn. nebeneinander lässt die 
Vermutung zu, dass es sich hierbei eher um eine pro-
phylaktische Maßnahme als um eine therapeutische 
Maßnahme zur Behandlung von Überempfindlichkeiten 
handelt. Vorsorgliche Maßnahmen sind jedoch nicht 
nach der Nr. 10 abrechenbar, sondern sind in diesem 
Fall mit der Nr. 107 abgegolten.

28-35 (Endodontie)
Im Prüfverfahren steht zumeist die mehrfache Abrech-
nung der Geb.-Nr. 34 (Medikamentöse Einlage) in Ver-
bindung mit der Nr. 28 (Vitalexstirpation) im Fokus. Die 
Abrechnungsbestimmungen zum BEMA sehen zwar 

vor, dass die Nr. 34 auch neben Nr. 28 abgerechnet 
werden kann, derartige Abrechnungen sollten jedoch 
immer Ausnahmefälle sein und während der endodon-
tischen Behandlung eines Zahnes – wenn überhaupt – 
nur ein einziges Mal erfolgen, denn insbesondere die 
Vitalexstirpation verlangt ein aseptisches Arbeiten. 
Sie sollte möglichst in einer Sitzung abgeschlossen 
werden, sodass eine medikamentöse Einlage erst gar 
nicht notwendig wird. Von Zeit zu Zeit erreichen die 
Prüfungsstelle auch Prüfanträge, die damit begründet 
werden, dass das Röntgen zur Wurzelkanalaufberei-
tung nicht ersichtlich sei. Hierzu hält die Prüfungsstel-
le fest, dass die Behandlungsrichtlinie B. III. 9.e zwar 
eine ausreichende Dokumentation wie Röntgenauf-
nahmen vor (Diagnose, Therapiefestlegung), während 
(Messaufnahme zur Wurzelkanalaufbereitung) und 
nach (Überprüfung der Wurzelfüllung) einer Wurzel-
kanalbehandlung fordert, die Röntgenaufnahme zur 
Längenmessung jedoch auch durch eine andere en-
dometrische Methode ersetzt werden kann (über die 
Messergebnisse ist eine genaue Dokumentation zu 
führen). Zumindest die Wurzelfüllung (WF) muss rönt-
genologisch nachgewiesen werden, da der röntgeno-
logische Nachweis der vollständigen Leistungserbrin-
gung Voraussetzung für die Abrechenbarkeit dieser 
Leistung ist. Ohne Röntgen ist der Nachweis über eine 
legeartis durchgeführte Wurzelbehandlung nicht gege-
ben. Eine ausreichende Dokumentation ist – auch zur 
eigenen Absicherung – zu gewährleisten. Abschließend 
weist die Prüfungsstelle darauf hin, dass die abgerech-
neten Röntgenaufnahmen nachzuweisen (bei Bedarf 
der Prüfungsstelle vorzulegen) sind; andernfalls könn-
te die gesamte abgerechnete Behandlungsmaßnahme 
von der Prüfungsstelle als nicht mehr nachvollziehbar 
erklärt werden. In diesem Fall droht nicht nur die Kür-
zung der Röntgenleistungen, sondern die Kürzung der 
gesamten endodontischen Behandlung. 

BEMA-Nr. 38 (Nachbehandlung)
Der Prüfungsstelle ist bewusst, dass eine Kontrolle nach 
operativen Eingriffen zum Zwecke des Wohlergehens 
des Patienten unerlässlich ist. Die Prüfungsstelle weist 
in diesem Zusammenhang jedoch darauf hin, dass für 
einfache Kontrollen (z. B. einen Tag nach dem chirur-
gischen Eingriff) keine Gebührenziffern im BEMA exis-
tieren. Insofern sind Nachkontrollen nicht gesondert 
berechnungsfähig, sondern mit der entsprechenden 
Nummer des operativen Eingriffs abgegolten. Folglich 
steht die Prüfungsstelle der Leistungserbringung der 
Geb.-Nr. 38 einen oder zwei Tage nach chirurgischen 
Leistungen, wie z.B. X 1, X 2 und X 3 kritisch gegenüber. 
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Eine Nachbehandlung ist prinzipiell nur dann abrechen-
bar, wenn an der Operationswunde auch tatsächlich 
eine Behandlung erfolgt ist. Sollte eine Nachbehand-
lung bereits am Folgetag des chirurgischen Eingriffes 
notwendig werden, ist hier der Grund der Behandlung 
sowie die Behandlungsmaßnahme zu dokumentie-
ren (z. B. medikamentöse Behandlung einer Wunde; 
Legen, Wechseln und Entfernen eines Streifens oder 
einer Tamponade; Nahtentfernung). Es sind Angaben, 
insbesondere zum Befund, der Indikation oder der Art 
abgerechneter Nachbehandlungen zu dokumentieren 
(LSG Hessen, Urteil vom 24.10.2018 – L 4 KA 48/12). 
Nicht nur postoperative Nachkontrollen, sondern auch 
routinemäßige Nachbehandlungen nach unkomplizier-
ten Extraktionen widersprechen dem Wirtschaftlich-
keitsgebot. Im Übrigen betrachtet die Prüfungsstelle 
Nachbehandlungen in Verbindung mit Exzisionen (Nr. 
49) unter dem Blickwinkel einer wirtschaftlichen Ab-
rechnungsweise kritisch, denn in der Regel stellt die 
Exzision einen kleinen chirurgischen Eingriff dar. Hier-
bei entsteht nur eine kleine Wunde, die in der Regel 
ohne Wundnachsorge von selbst heilt. Auch hier ist 
die Wundreinigung und Wundversorgung nach mit der 
zugrundeliegenden (Operations-)Gebühr abgegolten. 
Einen wiederholt mehrfachen Ansatz der Nr. 38 wertet 
die Prüfungsstelle ebenso als unwirtschaftlich, denn 
es sollte bedacht werden, dass es bei Wundheilungs-
störungen ggf. günstiger ist, die Durchführung einer 
Wundauffrischung/Wundrevision (Nr. 46) durchzufüh-
ren, um den Heilungserfolg zu beschleunigen und da-
mit die Anzahl der Nachbehandlungen zu reduzieren.

BEMA-Nrn. 40, 41a (Anästhesien)  
Der Ausschaltung von Schmerz kommt in der Zahn-
heilkunde eine außerordentlich große Bedeutung zu. 
Zahlreiche Eingriffe lassen sich nur dann lege artis 
und für den Patienten zumutbar ausführen, wenn da-
bei die Schmerzempfindung vorübergehend aufgeho-
ben wird. Dennoch darf die Anästhesie keine Wunsch- 
oder Verlangensleistung sein. Es darf sich auch nicht 
um Routinemaßnahmen handeln. Vielmehr muss in 
jedem Behandlungsfall eine medizinische Notwendig-
keit vorliegen. Für Wunschleistungen erfolgt eine Pri-
vatliquidation. Grundsätzlich ist der Zahnarzt auch bei 
der Berechnung von Maßnahmen zur Lokalanästhesie 
an das Wirtschaftlichkeitsgebot gebunden. Er muss 
daher, wenn zwei Betäubungsmöglichkeiten den glei-
chen Erfolg versprechen, die kostengünstigere wählen. 
Dementsprechend ist der einmalige Ansatz der Geb.-
Nr. 40 (mit 8 Punkten bewertet) im Unterkiefer wirt-
schaftlicher, als der Ansatz einer Leitungsanästhesie 

(mit 12 Punkten bewertet), sofern es sich lediglich um 
einen behandlungsbedürftigen Zahn handelt. Die Prü-
fungsstelle weist ebenso darauf hin, dass die konse-
quente Behandlung nebeneinanderliegender kariöser 
Läsionen in einer Sitzung (Quadrantensanierung) zu 
erfolgen hat, um dem Gebot der Wirtschaftlichkeit ge-
recht zu werden. Zudem wird die Gabe einer Anästhe-
sie für einen pulpatoten Zahn vom Auswahlgremium 
kritisch gesehen und führt daher regelmäßig zu Prüf-
anträgen. Hierzu ist zunächst festzuhalten, dass die 
Leistungsbeschreibung zur Nr. 31 zwar ausdrücklich 
den Zusatz „pulpatot“ enthält, jedoch kommt es vor, 
dass ein Zahn mit einer akuten apikalen Parodontitis 
auf jede Berührung derart empfindlich reagiert, dass 
die immer mit Vibrationen verbundene Trepanation 
heftige Schmerzen hervorrufen kann. Das Aufbohren 
eines devitalen Zahnes kann selbstverständlich keine 
von der Pulpa verursachten Schmerzen mehr nach sich 
ziehen und so sind routinemäßige Anästhesiegaben in 
Verbindung mit Trepanationen unter dem Blickwinkel 
der Wirtschaftlichkeit nicht anzuerkennen. Im Prüfver-
fahren muss die Ausnahmesituation bzw. die notwen-
dige Gabe einer Anästhesie nachvollziehbar begründet 
werden (Dokumentation).

BEMA-Nr. 105 (Lokale medikamentöse 
Behandlung von Schleimhauterkrankungen, Auf-
bringung von auf der Mundschleimhaut haften-
den Medikamenten oder Behandlung von Pro-
thesendruckstellen) 
Die Nr. 105 wird in den meisten Fällen für das Aufbrin-
gen von Salben oder Cremes auf krankhaft veränder-
te Mundschleimhaut abgerechnet. Jedoch ist die blo-
ße wiederholte medikamentöse Behandlung einer auf 
unzureichender Mundhygiene und massiven Belägen 
beruhenden Gingivitis oder Parodontitis ohne kausa-
le Therapie oder zumindest ohne Motivation und Inst-
ruktion des Patienten geradezu als unwirtschaftlich zu 
werten. Die Prüfungsstelle weist darauf hin, dass eine 
Mundbehandlung nicht als Ersatz für eine chronisch 
verlaufende Paro-Erkrankung zum Ansatz gebracht 
werden darf. Es ist stets abzuwägen, ob eine richtli-
nienkonforme Parodontosebehandlung einen größeren 
Nutzen bringen würde. Bei der medizinischen Indika-
tion für eine systematische PAR-Behandlung (d. h. bei 
einem chronischen Geschehen) auch in Bezug auf we-
nige isolierte Zähne muss eine PAR-richtlinienkonforme 
Behandlung und Abrechnung mit allen Konsequenzen 
erfolgen. Darüber hinaus ist es auch unwirtschaftlich, 
jede leichte Munderkrankung einer Mundbehandlung 
zu unterziehen, denn nicht jede leichte Munderkran-
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kung bedingt eine Mundbehandlung nach Nr. 105. Eine 
leichte Gingivitis kann in vielen Fällen durch eine zu-
mutbare Mundhygiene und aktive Mitwirkung des Pa-
tienten geheilt werden. Grundsätzlich haben Patienten 
in allen Therapiephasen der Behandlung aktiv mitzu-
wirken. Neben der medikamentösen Behandlung einer 
Mundschleimhauterkrankung ist stets eine kausale 
Therapie durchzuführen, das heißt: Die Ursache der Er-
krankung muss – sofern möglich – beseitigt werden. 
Diese Ursache liegt häufig in harten Zahnbelägen. In 
solchen Fällen ist es daher unumgänglich, vor der medi-
kamentösen Behandlung Zahnstein bzw. Konkremente 
zu entfernen. Das bedeutet jedoch im Umkehrschluss 
nicht, dass im Anschluss an die Zahnsteinentfernung 
immer und grundsätzlich die „Mu“ zu erbringen und zu 
berechnen ist. Zum einen besteht bei vorhandenem 
Zahnstein durchaus nicht immer eine behandlungsbe-
dürftige Mundschleimhauterkrankung, zum anderen 
reicht die Beseitigung der harten Beläge oft vollkom-
men aus, eventuelle Schleimhautreaktionen wieder 
abklingen zu lassen. Gerade im Hinblick auf mögliche 
Prüfverfahren sollten Abrechnungsautomatismen wie 
„Zst – Mu“ unter allen Umständen vermieden werden. 
Zusammenfassend weist die Prüfungsstelle darauf hin, 
dass in der Regel eine Mundbehandlung unmittelbar 
nach einer Zahnsteinentfernung nicht sinnvoll ist. Be-
vor eine Mundbehandlung erbracht wird, sollte erst der 
Erfolg der Zahnsteinentfernung und deren Auswirkung 
auf gingivale Veränderungen abgewartet werden. Erst 
dann ist zu entscheiden, ob eine oder gegebenenfalls 
mehrere Mundbehandlungen notwendig sind. Wobei 
auch hier das Gebot der Wirtschaftlichkeit unbedingt 
einzuhalten ist! Im Übrigen weist die Prüfungsstelle 
darauf hin, dass die Versorgung der durch die Zahn-
steinentfernung entstehenden Wunde nicht nach der 
Geb.-Nr. 105 abrechenbar, sondern mit der Geb.-Nr. 
107 abgegolten ist.

BEMA-Nr. 106 (Beseitigen scharfer Zahnkanten 
oder störender Prothesenränder o. Ä.)
Die Prüfungsstelle weist darauf hin, dass die Gebühr 
nach BEMA-Nr. 106 alle in einer Sitzung erbrachten ent-
sprechenden Maßnahmen abgilt. Vorhandene scharfe 
Zahnkanten sind unter dem Gesichtspunkt einer wirt-
schaftlichen Behandlungsweise in einer Sitzung zu ent-
fernen, so dass die Nr. 106 in der Regel im Behand-
lungsfall nur einmal abrechnungsfähig ist. 

Dokumentation
Man kann es gar nicht oft genug sagen: Gerade im Rah-
men eines Prüfverfahrens kommt der detaillierten Auf-
zeichnung aller durchgeführten Maßnahmen allergröß-
te Bedeutung zu, um später alle Behandlungsschritte 
lückenlos und umfassend erklären zu können, warum 
im speziellen Fall eben diese Behandlung durchgeführt 
wurde, wie deren Ergebnis war und welche behandleri-
schen Konsequenzen sich daraus ergeben haben.

Zusammenfassung

BEMA-Nr. Ä1:
•	 Nicht als Einstiegsgebühr
•	 Nicht als Abschlussgebühr
•	 Mehrfache Beratungen mit demselben Inhalt sind 

nicht mehrfach mit Geb.-Pos. Ä1 abrechenbar
BEMA-Nr. Ä935d:
•	 OPG nicht für jeden Neupatienten „aus Neugier“ 

(Zufallsbefunde sind keine Indikation) 
•	 OPG nicht im Rahmen von Endobehandlung (im Re-

gelfall ist eine Einzelaufnahme ausreichend)
BEMA-Nr. 8:
•	 Die Vitalitätsprüfung sollte nur in Zweifelsfällen zur 

Sicherung der Diagnose angewandt werden. 
•	 Die notwendige Vitalitätsprüfung möglichst aller 

Zähne sollte in einer Sitzung vorgenommen wer-
den.

BEMA-Nr. 10:
•	 Innerhalb einer Sitzung sind alle vorhandenen 

überempfindlichen Zahnflächen zu behandeln.
•	 Prophylaktische Maßnahmen sind keine Leistungen 

im Sinne der Geb.-Nr. 10.
BEMA-Nrn. 28-35:
•	 Insbesondere die Vitalexstirpation verlangt ein 

aseptisches Arbeiten. Sie sollte möglichst in einer 
Sitzung abgeschlossen werden, sodass eine medi-
kamentöse Einlage erst gar nicht notwendig wird.

BEMA-Nr. 38:
•	 Postoperative Nachkontrollen und routinemäßi-

ge Nachbehandlungen widersprechen dem Wirt-
schaftlichkeitsgebot.

BEMA-Nrn. 40, 41a:
•	 Anästhesie darf keine Wunsch- oder Verlangens-

leistung sein.
•	 Der Ansatz der Geb.-Nr. 40 im Unterkiefer ist im 

Einzelfall wirtschaftlicher, als der Ansatz einer Lei-
tungsanästhesie. 

•	 Konsequente Behandlung nebeneinanderliegender 
kariöser Läsionen in einer Sitzung (Quadranten-
sanierung) vornehmen, um dem Gebot der Wirt-

Recht
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schaftlichkeit gerecht zu werden. 
•	 Trepanation eines pulpatoten Zahnes unter Anäs-

thesie selbstkritisch hinterfragen bzw. den Ausnah-
mefall aussagekräftig dokumentieren. 

BEMA-Nr. 105:
•	 Nicht jede leichte Munderkrankung bedingt eine 

Mundbehandlung nach Nr. 105.
•	 Die bloße Wiederholung medikamentöser Behand-

lungen ohne kausale Therapie entspricht nicht dem 
Gebot der Wirtschaftlichkeit.

•	 In der Regel ist eine Mundbehandlung unmittelbar 
nach einer Zahnsteinentfernung nicht sinnvoll.

BEMA-Nr. 106:
•	 Vorhandene scharfe Zahnkanten sind unter dem 

Gesichtspunkt einer wirtschaftlichen Behandlungs-
weise in einer Sitzung zu entfernen.

Recht

Klarstellung Abrechnung

ZBB Ausgabe 2/2025 – Klarstellung zur Abrech-
nung der Beratung eines Kranken in der GKV

In der Ausgabe 6/2024 des Zahnärzteblattes Bran-
denburg wurde u.a. die Abrechnung der Gebühren Nr. 
Ä1 – Beratung eines Kranken, auch fernmündlich – im 
Rahmen der Gesetzlichen Krankenversicherung the-
matisiert. Die hohe Resonanz zeigt deutlich, dass die 
Abrechnung dieser Gebührennummer viel Diskuss-
ions- und Fehlerpotential beinhaltet. Die Frage ob für 
eine symptombezogene Untersuchung mit Beratung 
die Gebühren Nr. Ä1 abrechenbar ist, wurde überwie-
gend nicht präzise beantwortet. Wir schließen daraus, 
dass der der Fragestellung zugrundeliegende Gedanke 
durch die Antwortmöglichkeit „ggf.“ nicht erkannt wur-
de. Daher an dieser Stelle eine Klarstellung. Grundsätz-
lich kann für eine symptombezogene Untersuchung/
Beratung unter Beachtung aller Abrechnungsbestim-
mungen die Gebühren Nr. Ä1 abgerechnet werden. Die 
Bestimmung 1 beschränkt den Ansatz jedoch auf die 
Erbringung als „alleinige“ Leistung oder „neben der 
ersten zahnärztlichen Leistung im Quartal“.


